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KURZ KOMMENTIERT

Metall-Tarifabschluß

Falsche Weichenstellung

Mit dem Kompromiß, zu dem die Metall-Tarifpartner 
sich in letzter Minute durchgerungen fiaben, wurde die 
Gefahr eines weitreichenden Streiks w ie im Jahr 1984 
abgewendet. Er hätte angesichts der hohen Kapazitäts
auslastung das gesam tw irtschaftliche W achstum  in d ie
sem Jahr merklich gedämpft. Auch wird der äußerst 
schwierige Prozeß der Um strukturierung der DDR-W irt- 
schaft nicht schon am Beginn durch einen Streik in e i
nem wichtigen Lieferbereich erschwert.

Einige Kernpunkte des Kom prom isses sind jedoch 
bedenklich, nicht zuletzt die Durchsetzung der 35-Stun- 
den-Woche. Sie stellt w ie die fast g leich lautende Rege
lung beim IJbergang auf die 40-Stunden-W oche in den 
sechziger Jahren eine Vorbelastung fü r künftige Tarif- 
runden dar; damals wurde für einen Aufschub ein A us
gleich gezahlt. Sie setzt aber auch für andere Tarifberei
che ein falsches Signal. G enerelle Verkürzungen der 
Wochenarbeitszeit erscheinen kaum geeignet, die Ar
beitsmarktprobleme der neunziger Jahre zu lösen.

Ihre möglichen negativen Effekte, u.a. Vergrößerung 
des Fachkräftemangels, Impuls für Rationalisierungsin
vestitionen und Benachteiligung von Klein- und M itte l
betrieben sind lange bekannt. Der im Kompromiß en t
haltene Spielraum, daß ein Teil der Beschäftigten bis zu 
40 Stunden arbeiten kann, w iegt allerd ings die Nach
teile wohl teilweise auf. Im übrigen sollte zur Verbesse
rung der Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen 
auf mittlere Sicht die Anpassungsfähigkeit des A rbe its
marktes erhöht werden -  w ie in den anderen europäi
schen Ländern bereits geschehen. Hierzu sollte die Ta
rifpolitik auch mit einer flexibleren G estaltung der Ar
beitszeiten beitragen. Dem trägt der jüngste M etall-Ab
schluß nicht genügend Rechnung. sp

German Wings

Flügel gestutzt

Die Linienfluggesellschaft German W ings hat nach nur 
gut einem Betriebsjahr Konkurs angem eldet. Die e inge
planten hohen Anlaufverluste wurden weit überschrit
ten, so daß ein Fortführen des F lugbetriebs nur m it Hilfe
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neuer G eldgeber möglich gewesen wäre, die letztlich 
nicht gefunden werden konnten.

Erst seit zwei Jahren dürfen außer der Lufthansa AG 
andere Luftfahrtunternehm en im Inlandsverkehr in e in
geschränkter W eise den Liniendienst aufnehm en. Dies 
wurde nur duch die Liberalisierung der EG-Luftfahrt 
möglich, die trotz m assiver Einwände von seiten der 
Bundesrepublik und der m ehrheitlich staatseigenen 
Lufthansa AG von den EG -Partnern durchgesetzt wer
den konnte.

Den Newcom ern war der M arkteintritt so schwer wie 
m öglich gem acht worden. So mußte erst per G erichts
beschluß festgelegt werden, daß -  w ie weltweit in der 
Branche üblich -  auch die Tickets der neuen Luftfahrtun
ternehm en von den übrigen Liniengesellschaften aner
kannt werden m üssen. Erfolglos blieben die Bem ühun
gen der Neuen, das starre Tarifsystem mit extrem hohen 
Flugpreisen, die von der Lufthansa AG weitgehend m it
bestim m t wurden, zu verändern. Außerdem wurden die 
durch das Bundesverkehrsm inisterium  vergebenen 
Start- und Landezeiten nicht neu verteilt, sondern die 
Lufthansa AG konnte ihre traditionellen Rechte behal
ten, während die Neuen auf ungünstigere Zeiten aus- 
weichen mußten.

Germ an W ings versuchte diesen W ettbew erbsnach
teilen einen besseren Service als üblich entgegenzuset
zen. Dies kann jedoch auf Dauer nicht ausreichen, 
wenn alle übrigen Determ inanten einer Transaktion wie 
Zeitpunkt, Preis und Ort ausschließlich von der Konkur
renz bestim m t werden. cw

EG-Sondergipfel

Gefahr der Verzettelung

D e r EG-Sondergipfel Ende April in Dublin war aus deut
scher S icht sicherlich ein Erfolg: die anderen Regierun
gen unterstützen vorbehaltlos den Prozeß der deut
schen Einigung und wollen eine reibungslose und har
m onische Integration eines vereinigten Deutschland in 
die G em einschaft. Auf dem  Europa-Gipfel in Straßburg 
vom Dezem ber war bei e iner Reihe von EG-Partnern 
noch ein deutliches Unbehagen über den sich abzeich
nenden deutschen Einigungsprozeß erkennbar gew e
sen. S icherlich spielte dabei die Furcht eine Rolle, daß 
eine m it der deutsch-deutschen Einigung beschäftigte 
Bundesrepublik ihr Interesse am europäischen Eini-
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gungsprozeß verlieren könnte. Die südlichen EG-Län- 
der w iederum  fürchteten, daß die Integration der DDR in 
die Gem einschaft zu ihren Lasten gehen könnte.

In d ieser Situation hat die Bundesregierung rasch rea
giert. Sie m achte deutlich, daß sie die vorgeschlagene 
Schaffung eines Sonderfonds für die DDR nicht als not
wendig erachtet und daß die deutsche Einigung nicht zu 
Lasten der strukturschwachen EG-Länder gehen dürfe. 
W ichtiger noch war, daß die Bundesregierung ihr euro
päisches Interesse weithin sichtbar m achen konnte, in
dem sie zusam m en mit Frankreich eine Initiative zur Ver
w irklichung der politischen Union einleitete. Ein solcher 
Ansatz erscheint zur Zeit allerd ings nicht unproblem a
tisch. Wenn man sich nämlich je tzt zusätzlich mit dem 
politischen Überbau beschäftigt, von dem  noch nie
mand weiß, w ie er aussehen wird, erwächst zum indest 
die Gefahr, daß man sich verzettelt; denn es steht die 
keineswegs leichte Vollendung des B innenm arktes an, 
und es geht in die schw ierige Verhandlungsphase zur 
Schaffung der W irtschafts- und W ährungsunion. kr

USA

Handelspolitische Nagelprobe

C a rla  Hills, die Handelsbeauftragte des US-Präsiden- 
ten, hat Japan -  und Brasilien -  von der Liste der „un fa i
ren“ Handelspartner gestrichen; nur Indien bleibt ge
brandm arkt. Damit wird ein doppeltes Zeichen gesetzt. 
Die laufenden GATT-Verhandlungen, die sich der End
runde nähern, sollen nicht durch bilateralen S chlagab
tausch gefährdet werden. Und: Konzessionsbere it
schaft w ird honoriert. So hat Japan seinen M arkt für Su
percomputer, Satelliten und Holzprodukte geöffnet und 
in „substantie lle “ G espräche über die Beseitigung struk
tureller H andelshindernisse eingewilligt. Brasilien is tda - 
bei, m engenm äßige E infuhrbeschränkungen abzu
bauen und hat im besonders sensiblen Inform atiksektor 
bereits eingelenkt, während Indien bisher zu keinerlei 
Konzessionen in den für W ashington kritischen Berei
chen bereit war.

Daß Indien nun ganz allein am Pranger steht, w ird die 
Uruguay-Runde voraussichtlich nur unwesentlich be la
sten; das Land hat sich in Genf zunehm end selbst iso
liert. G efährlicher erscheint die Reaktion des am erikan i
schen Kongresses, der nicht zulassen will, daß die erst 
vor relativ kurzer Zeit von ihm geschaffene Waffe des 
„Super 301“ stum pf wird. Die Handelsbeauftragte hat 
sich denn auch beeilt zu betonen, daß von einem zu
künftigen Totalverzicht auf dieses Druckm ittel der
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Brandm arkung einzelner Handelspartner, w ie ihn na
hezu alle w ichtigen H andelspartner der USA verlangen, 
nicht die Rede sein könne. Die e igentliche Nagelprobe 
auf die Konzilianz der US-Handelspolitik steht daher 
noch aus. Der Kongreß wird nur dann für den Primat 
m ultila tera ler S treitschlichtung vor e inseitigen Straf
m aßnahm en zu gew innen sein, wenn gleichzeitig aus
ländische Märkte nachhaltig geöffnet werden. Dies 
setzt freilich L iberalis ierungsbere itschaft im eigenen 
Land voraus. ko

UN

Oberwasser für Industrieländer

A m  2. Mai endete in New York eine Sondersitzung der 
UN-Vollversamm lung m it einer im Konsens verabschie
deten Erklärung zur in ternationalen w irtschaftlichen Zu
sam m enarbeit. Sie ist als R ichtlin ie zur W iederbelebung 
von W achstum  und Entw icklung in der Dritten W elt in 
den neunziger Jahren gedacht. Es fällt schwer, aus dem 
Schlußdokum ent Substantie lles herauszulesen, ge
schweige denn politisch, w irtschaftlich oder finanziell 
Verbindliches. Letzteres gilt besonders für die Industrie
länder, die durch die jüngsten Veränderungen in O steu
ropa ordnungspolitisches O berw asser haben und somit 
wenig Anlaß für Zugeständnisse sahen. Die Entwick
lungsländer verzichteten auf ideolog ische G raben
kämpfe, etwa für eine Neue W eltw irtschaftsordnung. 
Statt dessen wurde die Notwendigkeit eigener Anstren
gungen anerkannt, z.B. in Form von D iversifizierung, In
flationsbekäm pfung, Investitionsförderung, Stärkung 
der M arktkräfte und des W ettbewerbs. Selbst Dem okra
tisierung und W ahrung der M enschenrechte werden er
wähnt. M öglicherw eise wird das Scheitern des Sozialis
mus in O steuropa in der Dritten W elt m ehr an Reformen 
in Gang bringen, als d ies m it S trukturanpassungspro
gram m en und Politikdialog bisher m öglich war.

W enig Originelles kam in Sachen in ternationale W irt
schaftsbeziehungen zustande, w ie die Aufforderung zu 
m ehr Technologietransfer, zum  Abbau von Protektionis
mus und Erreichen des 0,7- und 0,15-% -Zieles zeigen. 
Die Sorge wurde deutlich, daß die W irtschaftshilfe des 
W estens für O steuropa auf Kosten der E ntw icklungslän
der gehen könnte. Ein m öglicher Schuldenerlaß für die 
ärm sten Länder wurde vertagt. Ähnlich verfuhr man mit 
der Um weltproblem atik. Im m erhin gehört das Aner
kenntnis der Industrieländer, die m aßgeblichen Verursa
cher und Verantwortlichen der weltweiten Um w eltschä
den zu sein, zu den auffa llendsten Ergebnissen dieser 
Sondergeneralkonferenz. bo
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